
 

ZDF vom 08.11.2023 



 

S 

  



 

Steigerung Aufwendungen: 

• Allgemeine Kreisumlage von 2023 zu 2024: 15,95 % 

• Tarifsteigerung ca. 10% 

• Sonstige Steigerungen durch Inflation 

• Energiekrise 

• steigende Sozialaufwendungen durch nicht ausreichende finanzielle Erstattungen, auch nach Bund / Ländertreffen 

Gemeinsame Stellungnahme Wüst und StGB: 

„Der zugesagte Beitrag des Bundes zur Finanzierung der Flüchtlingskosten vor Ort bleibt weit hinter den Erwartungen 
zurück.“ 

 
Herbststeuerschätzung: 
2023: Steuererträge -4,5 Milliarden € zur Maisteuerschätzung weniger 

Billerbeck, Est Beteiligung: 
1. Quartal 1,75 Mio € 
2. Quartal 1,69 Mio € 
3. Quartal 1,60 Mio € 

2024 ff:  keine Steigerung für die Kommunen in Sicht, unbeachtet der geplanten Gesetzesänderungen (u.a. 
Wachstumschancengesetz, Zukunftsfinanzierungsgesetz) 

 
3. NKF Weiterentwicklungsgesetz (Referentenentwurf): 

Verschiebung der Haushaltssicherung etlicher Kommunen in die Zukunft, durch Lockerungen der Voraussetzungen 
eines HSKs (Erhöhung von Grenzen und Vortragen von Jahresfehlbeträgen). 

 
Aussage der Ministerin Scharrenbach in der Videokonferenz (06.11.2023): 

„Haushaltsrecht bedeutet keine Liquidität. Das Land hat selbst 4 Milliarden Euro pro Jahr weniger.“ 
 


